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Eigentum und Grenzen an Gewässern 

von Ch. Twaroch, Wien 

Vorwort 

Der vorliegende Text entstand als Ergebnis einer Arbeitsgruppe, die das Bundesm in iste­
r ium für wirtschaftliche Angelegenheiten zur Behandlung von Eigentums- und Grenzproblemen 
an nicht reg u l ierten Gewässern einberufen hat. 

Die M itg l ieder der Arbeitsgruppe waren: 

Dipl . - Ing.  Friedrich Birkner, Amt der N iederösterreich ischen Landesregierung 
Dipl . - Ing.  Harald Blanda, Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen, Katasterdienst­
stel le für die Neuanlegung in Wien 
Dr. Herbert Kratschmer, Bundesmi n isteri um für Land- und Forstwirtschaft (jetzt Richter am 
Verwaltungsgerichtshof) 
D ip l .- Ing .  Alfred Si lwester, l ngenieurkonsulent für Vermessungswesen 
Dip l .- Ing .  Dr. Christoph Twaroch, Bundesmin isteri um für wirtschaftl iche Angelegenheiten 
Regierungsrat Alexander Wiesinger, Amt der N iederösterreich ischen Landesregierung. 

Die Abschn itte 2 und 6 gehen im wesentl ichen auf Richtl in ien zurück, die zwischen dem 
Bundesm i nister ium für Land- und Forstwirtschaft sowie dem damal igen Bundesmin ister ium für 
Bauten und Tech nik vereinbart wurden und die im Bereich des Bundesvermessungsdienstes als 
Verwaltungsanweisung in Kraft stehen. Ansonsten g ibt der Text die persönl iche Meinung der 
Autoren wieder, die nicht in  al len Punkten der Ansicht des M in isteri ums entsprechen muß. Er soll 
den Berufskol legen I nformationen vermitteln und zur Lösung von Zweifelsfragen beitragen. 

Al len, die zum Entstehen beigetragen haben, ist für die geleistete Arbeit zu danken. Be­
sonderer Dank g i lt Herrn U niversitätsprofessor Dr. Karl Spiel büchler, der d ie  Arbeitsgruppe mit  
wertvollen Anregungen unterstützt hat. 

1. Öffentliche und pri vate Gewässer 

1. 1 Wasserrecht und Liegenschaftsrecht 

Wasser ist eines der unentbehrl ichsten Güter menschl ichen Lebens. Es ist längst 
n icht mehr „res communis ommnium" (Gemeingut), sondern weith in schon Mangel­
ware. So wie bei al len knappen aber lebenswichtigen Gütern mußten Bewirtschaftungs­
regeln getroffen werden. Die daraus entspringenden Verwaltungs-, Ü berwachungs- und 
Vol lstreckungsaufgaben bi lden den Inhalt des Wasserrechts. Diese Bewirtschaftung 
und wasserrechtl iche Planung ist Aufgabe der Wasserrechtsbehörden, d ie die wasser­
rechtl ichen Normen zu „vol lziehen" haben. 

Wasserrechtsbehörden sind die Bezi rksverwaltungsbehörde, der Landeshaupt­
mann und der Bundesmin ister für Land- und Forstwirtschaft. 

Zur Eintragung al ler Wasserbenutzungsrechte und der damit i m  Zusammenhang 
stehenden Rechte und Best immungen d ient das Wasserbuch, welches für jeden Ver­
waltungsbezirk geführt wird und neben dem Hauptbuch auch eine Wasserkarten- und 
Urkundensammlung enthält. Wasserbuchbehörde ist der Landeshauptmann. 

Wenn die Wasserrechtsbehörde Wasserbenutzungsrechte verleiht, eine Regu l ie­
rung, eine Entwässerung, eine Baumaßnahme im Flußbereich oder an Ufern bewi l l igt 
oder Maßnahmen zum Schutze der Gewässer anordnet oder normative wasserwi rt­
schaft l iche Planung betreibt, wird neben dem Wasser auch immer der Erdboden 
berührt. Der Erdboden ist ebenso wie das Wasser ein lebenswichtiges Gut; auch über 
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seine Bewirtschaftung g ibt es Regeln, das Boden- und Liegenschaftsrecht. Wasser­
recht und Liegenschaftsrecht stehen daher in einem natürl ichen und notwendigen Kon­
kurrenzverhältnis. 

1.2 Privatrecht - öffentliches Recht 

Das Wasserrechtsgesetz 1 959 (WRG) beinhaltet eine zusammenfassende Dar­
ste l lung (Kodifikation) der Regelungen über den Umgang mit Wasser (wenn auch ohne 
Schiffahrts- und Fischereirecht). Diese Kodifikationstendenz führte dazu, daß das WRG 
neben öffentlichem Recht auch zahlreiche privatrechtliche Best immungen enthält, vor 
al lem d ing l iches Liegenschaftsrecht. 

Die Privatgewässer - also insbesondere das Grundwasser, die aufgehenden 
Quel len, N iederschlagswässer und ihre Abflüsse bis zur Verein igung mit einem öffent­
l ichen Gewässer - und deren Benutzung sind Zubehör des Grundeigentums. Die im 
WRG zu f indenden Regelungen der  damit verbundenen Rechte und Pfl ichten, etwa zur 
Pflege des Gewässers und seiner Ufer oder zur Ordnung des N iederschlagsabflusses, 
gehören zum Privatrechtsbereich. 

Auch bei den öffentlichen Gewässern gibt es einen privaten Rechtsbereich, auch 
wenn ihr Bett zumeist „öffentl iches Wassergut" ist. Auch d ieses ist n icht mehr res com­
munis ommnium, sondern dem Bund als Grundeigentümer zugeordnet: Es handelt sich 
um privi legiertes Eigentum: Es kann n icht (mehr) ersessen werden. 

Einer d ing l ich-rechtl ichen Verfügung h ierüber muß ein öffent l ich-rechtl icher Akt 
- die Ausscheidung aus dem öffentl ichen Wassergut - vorausgehen. 

Ob ein Gewässer ein öffentl iches oder privates ist, richtet sich nach den §§2 
und 3 WRG. Zur Entscheidung von Streitigkeiten über die rechtl iche Eigenschaft eines 
Gewässers ist d ie Wasserrechtsbehörde zuständig (§98 Abs. 2 WRG). Für den Fall ,  daß 
ein Privatrechtstitel in Frage kommt, bleibt die Entscheidung dem Gericht vorbehalten. 

2. Öffentliches Wasserg ut (ÖWG) 

2. 1 Umfang des öffentlichen Wassergutes 

Öffent l iches Wassergut (ÖWG) im Sinne des §4 WRG sind wasserführende und 
verlassene Bette öffentl icher Gewässer sowie deren Hochwasserabflußgebiet, wenn 
der Bund als Eigentümer in den öffentlichen Büchern eingetragen ist .  Sie gelten bis zum 
Beweis des Gegenteiles auch dann als ÖWG, wenn sie wegen i h re Eigenschaft als 
öffentl iches Gut in kein öffentl iches Buch aufgenommen sind oder i n  den öffentl ichen 
Büchern i h re Eigenschaft als öffentl iches Gut zwar ersicht l ich gemacht, aber kein  
Eigentümer eingetragen ist. 

Das Bett eines öffentl ichen Gewässers kann im Privateigentum stehen. Es kann 
aber auch vorkommen, daß Privatgewässer über öffentl iche Grundstücke fl ießen. Aus 
dem Eigentum an den Ufergrundstücken und dem Wasserbett ist e in  Rücksch luß auf 
d ie rechtl iche Eigenschaft des Gewässers nicht zu lässig (§2 Abs. 2 WRG). 

Eisenbahngrundstücke sowie Grundstücke, die zu einer öffentl ichen Straßen- und 
Weganlage gehören oder in der Verwaltung eines Bundesbetriebes stehen, zäh len n icht 
zum ÖWG. Es gelten aber auch für d iese Grundflächen, wenn sie ansonsten die Wid­
mungskriterien des Öffentl ichen Wassergutes erfü l len, die strengen Schutzbest im­
mungen analog dem ÖWG (u. a. Ersitzungsschutz, Ausscheidung nur  mit Bescheid des 
Landeshauptmannes). 
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2.2 Rechtsgrundlagen 

2.2. 1 Wasserrecht 

Wasserrechtsgesetz 1959, BGBI.  N r. 21511959, zuletzt geändert mit BGBI .  N r. 25211990 
Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB) 

2.2.2 Organisationsvorschriften 

Bundes-Verfassungsgesetz 1 929, Art. 1 7, 1 04 und 1 26 b Abs. 5 
Bundesministeriengesetz 1 989, BGBI .  N r. 7611986, Anlage zu §2, Teil 2, Abschnitt C, 

Ziffer 21 (Bundesmin isterium für wirtschaft l iche Angelegenheiten), Abschn itt E, Ziffer 6 
(Bundesmin isterium für Finanzen) sowie Abschnitt 1, Ziffer 7 und 1 5  (Bundesmin iste­
rium für Land- und Forstwirtschaft) 

Verordnung des Bundesmin isteriums für Land- und Forstwirtschaft, mit der die 
Besorgung von Geschäften der Bundeswasserbauverwaltung dem Landeshauptmann 
übertragen wi rd ,  BGBI. N r. 28011969 

Verordnung des Bundesmin isteriums für Bauten und Techn ik  betreffend die 
Bundeswasserstraßenverwaltung und die Errichtung der Wasserstraßend irektion, 
BGBI. N r. 27411985 

2.3 Verwaltung 

Zur Verwaltung der zum ÖWG gehörenden Grundstücke - mit  Ausnahme der 
Donau, March und Thaya - ist der Landeshauptmann berufen. 

Die Verwaltung h insichtl ich der Donau, March und Thaya erfolgt durch die Was­
serstraßendirektion. 

Dem Verwalter obl iegt die Vertretung des Grundeigentümers „Bund" nach außen. 
Er hat 

das E inschreiten vor Verwaltungsbehörden zu besorgen und h iebei den Grund­
eigentümer in sachl icher, rechtl icher und wirtschaft l icher H insicht zu ver­
treten, 
die der Republ ik Österreich zustehenden Rechte und I nteressen wahrzu­
nehmen und 
zu prüfen, ob und inwieweit durch Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 
und Gerichte Rechte oder I nteressen des Grundeigentümers berührt oder 
beeinträchtigt werden. 

2.4 Verbücherung des öffentlichen Wassergutes 

Wenn von den für d ie Verwaltung des ÖWG zuständigen Dienststel len Einbücher­
anträge für das ÖWG gestel lt werden, sol l eine Angleichung der im Kataster geführten 
Benennung der Grundstücke des ÖWG an die Benennung im Flächenverzeichnis der 
österreich ischen Flußgebiete (Gewässerschema) des hydrographischen Zentralbüros 
beim Bundesmin ister ium für Land- und Forstwi rtschaft herbeigefüh rt werden. Es ist 
daher für alle Belange des ÖWG eine enge Zusammenarbeit der Vermessungsbehörde 
mit den für die Verwaltung des ÖWG zuständigen Dienststel len erforderl ich. 

2.4. 1 Erfassung durch die Vermessungsbehörde 

Anmeldungsbogen, d ie Änderungen am ÖWG hervorrufen, sind vor Überreichung 
an das Grundbuchsgericht kurzfristig zwecks Einsichtnahme den für d ie Verwaltung 
des ÖWG zuständigen Dienststellen zur Verfügung zu stel len. Auf der Rückseite des 
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Anmeldebogens ist stets anzuführen, daß eine Besch lußausfert igung den für die Ver­
waltung des ÖWG zuständigen Dienststel len zuzusenden ist. 

2.4.2 Erfassung durch die für die Verwaltung des Öffentlichen Wassergutes 
zuständigen Dienststellen 

Soweit von den für d ie Verwaltung des ÖWG zuständigen Dienststellen der Ver­
messungsbehörde Verzeichnisse über Grundstücke des ÖWG übergeben werden, 
deren Grenzen oder Nummern n icht geändert werden, jedoch verbüchert werden sollen 
oder neue Benennungen erhalten sollen, s ind diese Verzeichnisse h insichtl ich der Rich­
t igkeit der G rundstücke zu bestätigen und die neue Benennung in Vormerkung zu 
nehmen. D ie Erfassung des ÖWG wird sich auf Daten und Angaben der Grundbuchs­
gerichte und Vermessungsbehörden sowie sonstige verfügbare Unterlagen (Verträge) 
stützen. Die hierüber angelegten Verzeichn isse haben jedenfal ls d ie Katastralgemein­
de, d ie Grundbuchsein lage (soweit verbüchert) und die Grundstücksnummer zu enthal­
ten. Erforderl ichenfalls ist der Gattungsnahme (Fluß, Bach usw.) zu ergänzen. 

2.4.3 Benennung 

Grundlage für d ie Benennung der Grundstücke des ÖWG durch die für die Ver­
waltung des ÖWG zuständige Dienststel le ist das Flächenverzeichnis der österreichi­
schen Flußgebiete (Gewässerschema) des hydrograph ischen Zentralbüros beim 
Bundesmin isterium für Land- und Forstwirtschaft. Ist das ÖWG mit e inem Eigennamen 
bezeichnet, so ist im Kataster immer auch der Gattungsname anzuführen (z. B. Fladnitz­
bach, oder Fladn itz Müh lbach; n icht aber nur Fladn itz). 

S ind G rundstücke des ÖWG im Kataster mit einem Eigennamen bezeichnet und 
erfolgt d ie Bezeichnung durch die zuständige Verwaltungsdienststel le nur  mit einem 
Gattungsnamen (z. B. Bach), so bleibt die Bezeichnung im Kataster unverändert auf­
recht. 

2.4.4 Benennung des Eigentümers 

Für Grundstücke des ÖWG hat die Benennung des Eigentümers zu lauten: 
Republ ik  Österreich (Land- und Forstwi rtschaftsverwaltung - Wasserbau) Öffent­
l iches Wassergut 
Republ ik  Österreich (Bundeswasserbauverwaltung) Öffent l iches Wassergut. 

In der G rundstücksdatenbank werden darüber h inaus auch die Bezeichnung der 
verwaltenden Dienststel le und deren Anschrift ers ichtl ich gemacht und der Such­
begriff: WASSER oder: WASSERBAU eingetragen. 

2.5 Ausscheidung aus dem öffentlichen Wassergut 

Bei den zum ÖWG gehörenden Liegenschaften ist unbeschadet der für die Ver­
äußerung oder Belastung von unbewegl ichem Bundeseigentum geltenden Vorschriften 
bei sonstiger N ichtigkeit des Rechtsaktes die Übertragung des Eigentums erst nach 
Ausscheidung aus dem ÖWG, die Einräumung eines anderen d ing l ichen Rechtes erst 
nach erfolgter Feststel lung vorzunehmen, daß h iedurch keine Beeinträchtigung der 
Widmungszwecke eintritt. D iese Feststel lungsbescheide sind vom Landeshauptmann 
zu erlassen (§4 Abs. 8 und 9 WRG). 

Für das Ausscheiden von Grundflächen aus dem ÖWG und die Einräumung d ing l icher 
Rechte sind zwei Verwaltungsakte erforderl ich: ein im Bereich der Privatwi rtschaftsverwaltung 
ergehender Verwaltungsakt (Vertrag) u nd ein Akt der  Hohheitsverwaltung (Bescheid). 
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Vor jeder Ausscheidung von Tei l flächen aus dem ÖWG u nd vor jeder angestrebten d i ng­
l ichen Belastung der dem ÖWG zugehörigen Grundstücke hat der Verwalter zu prüfen, ob die aus­
zuscheidende Teilfläche für den mit ihrer Widmung als ÖWG verbundenden Zweck dauernd 
entbehrlich ist und ob bzw. unter welchen Voraussetzungen die angestrebte Belastung sachl ich 
zulässig ist. Bei Gewässergrundstücken, die i n  der Verwaltung eines Bundesbetriebes stehen, ist 
s inngemäß vorzugehen (siehe 2.1 , letzter Absatz). 

Die Einhaltung dieser Best immung ist von der Vermessungsbehörde i nsbeson­
dere bei Anträgen auf Verbücherung nach den Sonderbest immungen der §§ 13 und 1 5  
des Liegenschaftstei lungsgesetzes z u  beachten. 

3. Wasserbuch 

Der Landeshauptmann hat für jeden Verwaltungsbezirk e in Wasserbuch als 
öffent l iches Register zu führen. Darin s ind die im Bezirk bestehenden und neu ver­
l iehenen Wasserrechte ersicht l ich zu machen. 

Das Wasserbuch besteht i nsbesondere aus der Evidenz der verl iehenen Wasser­
rechte, der U rkundensammlung und den erforderl ichen Kartenwerken (§ 1 24 WRG). 

I n  das Wasserbuch werden nur die besonderen, über die al lgemeinen Rechte (Gemein­
gebrauch) h i nausgehenden Wasserben utzungsrechte ei ngetragen. Der Eigentümer des Ge­
wässers und des Gewässerbettes ist aus dem Wasserbuch n icht ersichtl ich, jedoch wird die 
Liegenschaft, mit der das Wasserbenutzungsrecht verbunden ist, eingetragen. 

Jeder Ei ntragung i m  Wasserbuch muß ein Bescheid der Wasserbuchbehörde vorausgehen, 
doch ist der tatsäch l iche Bestand ei nes Wasserrechtes - anders als im Grundbuch - n icht von 
der Ei ntragung im Wasserbuch abhängig.  

4. Uferlinie 

4. 1 Benützungsart Gewässer 

Gewässer sind nach dem Vermessungsgesetz Grundflächen, d ie der Aufnahme 
von f l ießendem oder stehendem Wasser d ienen, einschl ießl ich der unmittelbar an­
schl ießenden Böschungen und Dämme sowie Sümpfe und mit Sch i l frohr bewachsenen 
G rundflächen. 

Das Wasserrechtsgesetz verwendet den Begriff Gewässer sowohl für f l ießendes 
und stehendes Wasser als auch für sein Bett und seine Ufer. 

4.2 Definition der Uferlinie 

Weder das Wasserrechtsgesetz noch das Vermessungsgesetz enthalten eine 
Defin ition der Uferl in ie; dementsprechend hat sich auch keine einheit l iche Lehre aus­
gebildet. 

Nach nunmehr vorherrschender Rechtsprechung hat die Grenzziehung zwischen 
Wasserbett und anrainenden Grundstücken für den Normalfall nach dem regelmäßig 
wiederkehrenden ordentlichen höchsten Wasserstand zu erfolgen. 

Ist die Höhe des Wasserstandes auf außergewöhnl iche, weit über die Durchschnittswerte 
h inausgehende N iedersch läge zurückzuführen, dann handelt es sich um ein außerordentliches 
Ereign is, um ein Hochwasser, anderenfalls aber noch um eine Wassermenge, die u nter den 
Begriff des vol len Wasserstandes fäl lt. Dieser Stand ist als Grenze des Wasserbettes anzusehen. 
H i lfsweise wi rd bei Fehlen ei nes Ufergrates zur Beurtei lung auch herangezogen werden kön nen, 
ob die regelmäßig überfl utete Fläche u nproduktiv ist oder ob sie anderweit ig genutzt wird. I m  
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ersten Fal l ist ungeachtet einer sich ausgebildet habenden M ischvegetation noch ein Wasser­
bett anzunehmen, und im zweiten Fal l wird von einem Überschwemmungsgebiet gesprochen 
werden müssen. (OHG 5. März 1989, 1 Ob 4/83 == SZ 53/38 == EvBI .  1 980/201 == ÖZ 1 981 , 36) 

5. Natürliche Änderungen des Gewässerlaufes 

5. 1 A BGB - WRG 

Durch die Kraft des fl ießenden Wassers ergeben sich Änderungen des Gewässer-
laufes 

bei der B i ldung von Inseln durch Verlandung oder Senkung des Wasser­
spiegels, 
bei der Verlegung des Gewässerbettes infolge natürl icher Ereignisse, 
bei der Verlandung, d ie durch a l lmähl iches Ablagern von Erdreich oder durch 
Zurücktreten des Wassers entsteht, 
bei der Überflutung, die durch a l lmähl iche Abschwemmung oder durch 
Hebung des Wasserspiegels eintreten kann und 
beim Uferabriß. 

5. 1. 1 Inseln 

I nseln, die in einem Gewässerbett entstehen, das zum öffentl ichen Wassergut 
gehört, s ind dem Bund vorbehalten (§4 Abs. 5 WRG). Die Bestimmungen des §407 
ABGB sind nach überwiegender Meinung durch das WRG zur Gänze überholt, nach 
anderer Meinung aber auf Privatgewässer weiter anzuwenden. Diese Frage kann wegen 
des seltenen Vorkommens unberücksichtigt bleiben. 

5. 1.2 Änderung (Verwerfung) des Gewässerlaufes 

„Werden bloß durch Austrocknung des Gewässers oder durch dessen Tei lung in 
mehrere Arme Inseln gebildet, oder Grundstücke überschwemmt so bleiben die Rechte 
des vorigen Eigentümers unverletzt." (§408 ABGB) 

§408 ABGB stel lt klar, daß Veränderungen im Lauf der Gewässer oder im Wasser­
stand an den bestehenden Eigentumsverhältnissen n ichts ändern. Das g i lt auch für das 
ÖWG. 

5. 1.3 Vom verlassenen Wasserbette 

„Verlassene Bette öffentl icher Gewässer sind öffentl iches Wassergut" . (§4 Abs. 1 
WRG) 

„Wenn ein Gewässer sein Bett verläßt, so haben vor allem die Grundbesitzer, 
welche durch den neuen Lauf des Gewässers Schaden erleiden, das Recht, aus dem 
verlassenen Bett oder dessen Werte entschäd igt zu werden." (§409 ABGB) 

§4  Abs. 1 WRG und §409 ABGB lassen die Eigentumsverhältnisse bei Änderung 
des Gewässerlaufes unberührt. §409 ABGB gibt aber jenen einen Entschäd igungs­
anspruch, die durch die Unbrauchbarkeit ihres Grundes benachtei l igt sind zu Lasten 
der durch das Freiwerden ihres Grundes Begünstigten. 

5. 1.4 Allmähliche Verlandung; „ Vom Ausspülen (alluvio)" 

„Das Erdreich, welches ein Gewässer unmerkl ich an ein Ufer anspü lt, gehört dem 
Eigentümer des Ufers." (§41 1 ABGB) 
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Setzt das Gewässer am Ufer al lmähl ich Erdreich ab, so verändern sich die Eigen­
tumsverhältn isse am Uferstreifen. Nach herrschender Meinung g i lt § 41 1  nur  für fl ie­
ßende und n icht für stehende Gewässer. 

5. 1.5 Uferabriß; „ Vom abgerissenen Land (avulsio)" 

„Wird aber ein merklicher Erdte i l  durch die Gewalt des Flusses an ein fremdes Ufer 
gelegt, so ver l iert der vorige Besitzer sein Eigentumsrecht darauf nur  in dem Falle, wenn 
er es in einer Jahresfrist n icht ausübt." (§412 ABGB) 

Das Stück Land muß als zusammenhängendes, geschlossenes Stück abgerissen 
und als solches beim aufnehmenden Ufer angekommen sein .  

Die Best immungen des ABGB über „abgerissenes Land" haben kau m  praktische Be­
deutung. Auch hier tritt Eigentumserwerb ohne Verbücherung ein; im U nterschied zu § 41 1  l iegt 
jedoch kein Zuwachs vor. Eigentumserwerb tritt vielmehr erst durch Verschweigung (Unter­
l assung der Eigentumsausübung) seitens des Berechtigten ein .  

5. 1.6 Zusammenfassung 

Nach österreichischem Recht folgt das Eigentum am Gewässer (der Wasserwel le) 
nicht automatisch dem Eigentum am Grundstück. 

Entgegen weit verbreiteter Ansicht hat auch die natürl iche Änderung des Gewäs­
sers nicht automatisch auch Eigentumsänderungen zur Folge. 

Eine Überflutung l iegt vor, wenn das Gewässer aus seinem bisherigen Gewässer­
bett seit l ich austritt und sich auf benachbartes Gelände ausdehnt. Eine zeitweise Über­
f lutung einer Landfläche (Hochwasser) hat keinerlei Änderung der Eigentumsverhält­
n isse zur Folge. Aber auch eine ständige Überflutung (Verlegung des Gewässerlaufes) 
hat g rundsätzl ich keine Eigentumsänderung · an den überfluteten G rundflächen zur 
Folge. 

Auch das durch Austrocknung oder natürl iche Verlegung des Gewässers frei 
werdende Gewässerbett verbleigt im bisherigen Eigentum. 

Wenn das Land durch Zurückweichen des Wassers entsteht, i st §409 ABGB an­
zuwenden (Eigentumsverhältnisse bleiben unverändert; al lenfal ls Entschäd igungs­
anspruch nach §409). 

Wenn das Land durch Ablagerung von Erdreich entsteht, ist § 41 1  ABGB anzu­
wenden (originärer Eigentumserwerb am neuen Uferstreifen durch Zuwachs auch ohne 
bücherliche Eintragung). 

In der Praxis kann es schwierig sein ,  nachträg l ich festzustel len, welcher Tei l  des 
verlassenen Gewässerbettes sich durch a l lmähl iches An landen des Ufers heraus­
gebi ldet hat und welcher durch das spontane Verlegen des Gewässerbettes. 

5.2 Ersitzungsschutz 

Durch Ersitzung kann das Eigentum oder ein anderes dingl iches Recht am öffent­
l ichen Wassergut nach dem Inkrafttreten des Wasserrechtsgesetzes nicht mehr erwor­
ben werden (§4 Abs. 6 WRG). 

Während sonst gemäß § 1 472 ABGB auch gegenüber dem öffentl ichen Gut Er­
sitzung, wenn auch nach längerer Ersitzungszeit, mögl ich ist, ordnet § 4  Abs. 6 WRG an, 
daß durch Ersitzung das Eigentum oder ein anderes dingl iches Recht am öffentl ichen 
Wassergut nach dem Inkrafttreten des Wasserrechtsgesetzes (1 . 1 1 .  1 934) n icht mehr 
erworben werden kann. Eine Ersitzung hätte daher spätestens am 1 .  1 1 .  1 894 beg innen 
müssen. 
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Die Ersitzung von Tei len eines im Grenzkatasters enthaltenen Grundstückes ist 
ausgeschlossen (§50 VermG). 

Sowohl  das Wasserrechtsgesetz als auch das Vermessungsgesetz schl ießen zwar 
unter bestimmten Voraussetzungen die Ersitzung von Grundflächen aus, lassen aber 
andere Formen des außerbücherl ichen Eigentumserwerbes unberührt .  Daher ist der 
Eigentumserwerb durch Zuwachs (§41 1 ABGB) und durch Verschweigung (§412 ABGB) 
auch an Grundstücken des öffentl ichen Wassergutes sowie Grundstücken, die im 
Grenzkataster eingetragen sind, mög l ich. 

Durch d ie Anspülung oder Antreibung ändern sich zwar die Eigentumsverhältn isse 
am Uferstreifen, n icht jedoch automatisch die Grenzen der angrenzenden Grundstücke. 
Kataster und Grundbuch sind richtigzustel len, indem entweder für den Uferstreifen ein 
eigenes Grundstück gebi ldet wird oder die Grundfläche dem angrenzenden Grundstück 
zugeschrieben wird. 

5.3 Künstliche Veränderungen von Gewässern 

Baumaßnahmen an einem Gewässer umfassen die Herstel l ung,  Beseit igung oder 
wesentl iche Umgestaltung des Gewässers oder seiner Ufer. In den vorhandenen 
Gewässerbestand wird ändernd oder neugestaltend eingegriffen. 

Bei der Neuanlegung künstl icher Gewässer (z. B. Kanäle) wie bei der künstl ichen 
Veränderung von natürl ichen Gewässern (z. b. Regu l ierung) müssen die erforderl ichen 
Grundflächen zunächst durch Rechtsgeschäft oder al lenfal ls durch Enteignung er­
worben werden. 

6. Behandlung der Gewässer im Kataster und Grundbuch 

6. 1 Ladung zur Grenzverhandlung 

Zur Grenzermitt lung bzw. Grenzverhandlung sind von dem Vermessungsbefugten 
bzw. der Vermessungsbehörde sämtl iche betei l igte Eigentümer zu laden. Für die Fest­
legung der Abgrenzung zwischen dem Gewässer und dem Uferg rundstück sind dies der 
Eigentümer des Ufergrundstückes, der Eigentümer des Gewässerbettes und al lenfal ls 
der davon abweichende Eigentümer des Gewässers. 

Auf die Rechtzeitigkeit der Ladung wird zu achten sein. 

6.2 Verfahren der Vermessungsbehörde 

Behörd l iche Erledigungen der Vermessungsbehörde, z. B .  Benachrichtigung über 
die Errichtung eines Vermessungszeichens gemäß §4 VermG, Benachrichtigung über 
die beabsichtigte Umwandlung gemäß § 1 8a  VermG, Bescheid über die verfügte Um­
wandlung gemäß §20 VermG, sind h insichtl ich von Grundstücken des ÖWG an den 
Landeshauptmann bzw. die Wasserstraßendirektion als Vertreter des ÖWG zuzustel len. 

6.3 Festlegung der Grenzen 

Nach Vorhalt der vorhandenen Behelfe (Grundsteuerkataster, Pläne, Handrisse 
u. a.) ist der Verlauf der Grenzen von den Eigentümern festzu legen. 

Soweit Grundstücke des ÖWG betroffen sind, g ibt der Verwalter des ÖWG auf der 
Grund lage d ieser Behelfe seine Erklärungen ab, wenn 

der in der Verhand lung festzu legende Grenzverlauf mit den aus den Behelfen 
hervorgehenden Grenzen übereinstimmt und die natürl ichen Begrenzungen 
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des zur Behandlung stehenden Gewässers innerhalb dieses Grenzverlaufes 
verbleiben; 
der in der Grenzverhand lung festzulegende Grenzverlauf von dem aus den 
Behelfen hervorgehenden Grenzverlauf nur örtl ich abweicht und wenn sich aus 
dieser Abweichung led ig l ich geringfügige, verkehrswertmäßig nicht ins Ge­
wicht fal lende Flächenverluste ergeben. Die Beurtei lung der sich ergebenden 
Flächenverluste wird der Verwalter jeweils für das einzelne G rundstück nach 
dessen Art und Ausmaß vornehmen. 

Die für eine Mappenberichtigung erforderl iche Bestät igung des Grundeigen­
tümers über den unverändert gebl iebenen Grenzverlauf obl iegt für das ÖWG dem Ver­
walter des ÖWG, soweit zweifelsfrei klar ist, daß es sich um kei ne Änderungen des 
G renzverlaufes, sondern lediglich um d ie Berichtigung der fehlerhaften Darste l lung der 
Katastralmappe handelt. In Zweifelsfällen wird der Verwalter vor der Bestätigung der 
Grundgrenzen das Einvernehmen mit  der Finanzlandesd i rektion herstel len. 

7. Bewertung der Katasterunterlagen 

7. 1 Stehende Gewässer 

Bei stehenden Gewässern ist grundsätzl ich vom Katasterstand auszugehen, 
unabhängig davon, ob nur die „Meßtischmappe" vorliegt oder auch Pläne und Hand­
risse mit Zah lenangaben vorhanden sind. Bis zum Beweis des Gegentei ls g i lt die im 
Kataster e ingetragene Abgrenzung des Gewässergrundstückes als Eigentumsgrenze. 

7.2 Fließende Gewässer 

7.2. 1 Grenzkataster 

Die Grenzen der im Grenzkataster eingetragenen Grundstücke bleiben auch durch 
eine natürl iche Änderung des Gewässerlaufes unverändert. Handelt es sich um eine 
Verlegung des Gewässerlaufes im Sinne des §408 ABGB, bleiben die Eigentumsverhält­
n isse unverändert. Durch Zuwachs (originären Eigentumserwerb) können sich jedoch 
die Eigentumsverhältnisse an Grundstückstei len geändert haben. 

Ist eine Teilfläche durch Anspülung entstanden, so könnte der Eigentümer des Ufergrund­
stückes an d ieser Teilfläche durch Zuwachs originär Eigentum erworben haben, auch dann, 
wenn das Gewässerbett zum öffentl ichen Wassergut gehört oder im Grenzkataster eingetragen 
ist. Die Abgrenzung zwischen dem Ufergrundstück und dem Gewässergrundstück bleibt jedoch 
zunächst u nverändert. Die n unmehr in der Natur vorgefundene Abgrenzu ng ist im Plan als 
Tei lungsl in ie auszuweisen; aus dem Teilstück kann entweder ein eigenes G rundstück gebi ldet 
werden oder (u nter Beachtung von § 35 Abs. 2 VermG) kann d ieses Teilstück auch dem Ufergrund­
stück zugeschrieben werden. 

Ist eine Teilfläche überflutet, fließt also das Gewässer n unmehr teilweise über das Ufer­
gru ndstück, so bleibt es der Vereinbarung zwischen den Grundeigentümern überlassen, ob der 
Eigentümer des Ufergrundstückes die überfl utete Grundfläche an den Eigentümer des 
Gewässerbettes abgibt. Ein Entschädigungsanspruch des Eigentümers der überfl uteten Gru nd· 
stücksfläche gegenüber dem Eigentümer des Gewässers bzw. des Gewässerg rundstückes käme 
al lenfalls bei Anwendung von § 409 ABG B in  Betracht. 

7.2.2 Grundsteuerka taster 

Durchführungsbestimmungen über d ie  Behand l ung der Gewässer i m  Grund­
steuerkataster waren i nsbesondere i n  folgenden Vorschri ften enthalten (auszugs­
weise abged ruckt bei Nagy, G rundkataster und Vermessungswesen 1 956): 
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Katastral-Vermessungsi nstrukt ion (1 824): §§264 ff. 
Meßt isch-I nstrukt ion (1 905): §§53ff .  
Techn ische Anleitung für die Fortführung (1 932): Abs. 33ff. 
D ienstvorschr ift N r. 18 (1 961) :  Abschn itt 3.7 

7.2.2. 1 Pläne und Handrisse 

Wurde die G renze des Gewässerbettes bereits durch Maßzah len festge legt, so 
ist eine Änderung d ieser G rundstücksgrenze nur du rch Te i l u ngsplan mög l ich .  

H ins icht l ich der Frage des Eigentumserwerbes und der D urchfüh rung im 
Kataster und G rundbuch gelten d ie  Ausfüh rungen unter 7.2.1 s inngemäß. 

7.2.2.2 Meßtischmappe 

liegen außer der Meßtischmappe ke ine weiteren Katasterunterlagen vor, w i rd 
i n  der Regel  n icht zu entscheiden sei n ,  ob D i fferenzen zwischen der Mappendarstel­
l ung und dem Gewässerbett in der Natu r  auf 

u rsprüng l iche Ungenau igkeit der Aufnahme 
- Aufnahmefeh ler oder 
- Änderungen des Gewässerlaufes 

zurückzuführen s ind.  

I nsbesondere wird i n  der Praxis nur selten m i t  vö l l i ger Klarheit  zwischen künst­
lichen und na türlichen Änderungen unterschieden werden können. Mangels anderer 
s icherer Anhaltspunkte w i rd die Behand lung a ls natür l iche An landung zweckmäßi g  
sei n .  

D ie  R icht igstel l u ng des Katasters w i rd i n  d iesem Fal l  nur unter analoger 
Anwendung der Best immungen über d ie Mappenber icht ig ung  vorgenommen 
werden können (§ 52 Z 5 VermG; § 1 2  VermV). 

Bei der Beurtei lung der Frage, ob die Voraussetzungen für die Richtigstel lung des 
Katasters vorl iegen, werden auch die Genauigkeit der seinerzeitigen Grenzfestlegungen und der 
damal igen Aufnahmemethoden zu berücksichtigen sei n :  

Sümpfe, Seen und Teiche sowie das Bett der  Flüsse und Bäche waren von der  Gru ndsteuer 
befreit (§ 2 Gru ndsteuerregelungsgesetz); an einer exakten Erfassung d ieser Gru ndflächen 
bestand daher aus der Sicht der Finanzverwaltung geringes Interesse. 

Bei der U raufnahme wurde von Gewässern im al lgemeinen die Wasseransch lags l in ie auf­
genommen; der Gru ndsteuerkataster g i bt in d iesen Fäl len gar n icht d ie  Eigentumsgrenze der 
Gewässer wieder. Die Uferl i n ie (regelmäßig wiederkehrender ordentl icher höchster Wasser­
stand) wi rd erst seit etwa 1 950 generel l  als Abgrenzung der Gewässer e ingemessen. 

Nach dem Evidenzhaltungsgesetz (23. Mai 1 883, ZI .  83) wurden Al luvionen nur dann erfaßt, 
wenn d iese über den mittleren Wasserstand hervortreten. Praktisch bedeutet d ies, daß gering­
fügige Änderungen u nberücksichtigt geblieben sind. 

Bei Bächen und kleineren Flüssen wurden i n  der Regel bloß d ie Hauptkrümmu ngen durch 
Pflöcke bezeichnet (§25 der Polygonalinstruktion); Krümmungen bis zu einer Pfe i lhöhe von 
2 Metern kon nten auch noch bei den Neuvermessungen der Zwischenkriegszeit unberücksichtigt 
blei ben (Erlaß des BEV vom 5. 7. 1 935, ZI .  V-5594/1 935). 

Eine d ichte Ufervegetat ion erschwerte - ebenso wie in Waldgebieten - die Meßtisch­
aufnahme erhebl ich. 

Die Richtigste l lung in  analoger Anwendung der Bestimmungen über die Mappen­
berichtigung kann aber in  der Regel nur zur Anwendung kommen, wenn beide Uferlinien 
vermessen wurden. 

Die Beurtei lung des Vorl iegens einer Mappenberichtigung fäl lt i n  die Zuständig­
keit der Vermessungsbehörde; zur Absicherung der Vermessungsbehörde sowie zum 
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Schutz der Eigentümer wäre in diesem Sonderfal l  dem Ermitt lungsverfahren in der 
Regel die schrift l iche Zustimmung der Eigentümer zur Mappenberichtigung sowie eine 
von den Eigentümern bestätigte Protokol l ierung über die Verhand lung zugrunde zu 
legen. 

Die nach § 43 Abs. 5 VermG vorgesehene Beurku ndung des Vermessungsbefugten, „daß 
hinsichtl ich des u nverändert gebliebenen Grenzverlaufes zwischen den betei l igten Eigentümern 
Übereinst immung besteht", n immt auf § 52 Z 5 VermG Bezug. Hat sich der Grenzverlauf aber 
durch natürl iche Änderungen des Gewässers verlegt, so kann n icht bestätigt werden, daß der 
Grenzverlauf „seit der letzten Vermessung unverändert" gebl ieben ist. 

7.3 Regulierungsbauten 

Werden die Gewässergrenzen durch Baumaßnahmen verändert, so richten sich 
die Eigentumsverhältnisse zunächst nach dem Stand vor den Baumaßnahmen. Die 
durch die Baumaßnahmen verursachten Änderungen sind in einem Tei lungsplan zu 
erfassen und ( in der Regel nach § 15 LiegTei lG) zu verbüchern. 

Die früher i n  §46 Abs. 1 WRG enthaltene Bestimmung, wonach der durch Regu l ierung ei nes 
öffentl ichen Gewässers neu gewonnene Grund dem Träger der Regul ierungskosten zufäl lt ,  ist 
durch die Wasserrechtsgesetz-Novelle 1 990 beseitigt worden .  

Für  die Baumaßnahmen wird i n  der  Regel e ine  Bewi l l igung der  Wasserrechtsbehörde 
erforderlich sein. 

7.4 Grenzbildende Gewässer 

Nach §854 ABGB werden Privatbäche - bis zum Beweis des Gegentei ls - „für 
ein gemeinschaftliches Eigentum angesehen". §845 ABGB ist auf das ÖWG nicht 
anzuwenden. 

Änderungen im Verlauf grenzbildender Gewässer - insbesondere wenn bei 
Bächen oder Flüssen die gedachte Mittellinie die Grenze bi ldet - bewirken auch eine 
Änderung der durch sie defin ierten Grenze (beweg l iche Grenze). Dies unabhängig 
davon, ob das Gewässer ein eigenes Grundstück bi ldet und die G renze entlang der 
gedachten M itte des Wasserlaufes verläuft oder das Gewässer - ohne ein eigenes 
G rundstück zu bi lden - als sogenanntes Anl iegergewässer je zur Hälfte den an­
g renzenden Grundstücken zugerechnet wird. 

Die M i ttel l in ie verläuft im g leichen Abstand zu den Ufern bzw. der Uferl in ie, wobei 
Ausbuchtungen und die Kleinformen der Uferl in ie n icht berücksichtigt werden, sondern 
weitgehend auszugleichen sind. 

Eine Änderung der M ittel l in ie kann n icht nur  eine Änderung der Eigentums­
grenzen, sondern auch der - al lenfal ls damit zusammenfal lenden - Verwaltungs­
grenzen und Grenzen von Gebietskörperschaften zur Folge haben. Die Vertreter der 
Gebietskörperschaft werden der Verhandlung beizuziehen sein .  

Bei Vorliegen numerischer Unterlagen (Pläne und Handrisse) wird jedoch davon aus­
zugehen sei n ,  daß die Grenze festgelegt wurde und ab d iesem Zeitpunkt n icht mehr als 
bewegl ich gelten sollte. 

Bei Gemeindegrenzen werden in Zweifelsfäl len auch die vorläufigen G renzbeschrei bungen 
zu berücksichtigen sein .  
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Anhang A 

Auszug aus dem Al lgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch 

§ 407. Wenn in  der Mitte eines Gewässers eine I nsel entsteht, so sind die Eigentümer der 
nach der Länge derselben an beiden Ufern l iegenden Grundstücke ausschl ießl ich befugt, die ent­
standene Insel in zwei g leichen Teilen sich zuzueignen, und nach Maß der Länge ihrer Grund­
stücke unter sich zu teilen. Entsteht die Insel auf der einen Hälfte des Gewässers, so hat der 
Eigentümer des näheren Uferlandes al le in  darauf Anspruch. I nseln auf schiffbaren Flüssen 
bleiben dem Staate vorbehalten. 

§ 408. Werden bloß durch die Austrocknung des Gewässers, oder durch desselben Tei lung 
in  mehrere Arme, Inseln gebi ldet, oder Grundstücke überschwemmt; so blei ben die Rechte des 
vorigen Eigentumes u nverletzt. 

§ 409. Wenn e in  Gewässer sein Bett verläßt, so haben vor allem die G rundbesitzer, welche 
durch den neuen Lauf des Gewässers Schaden leiden, das Recht, aus dem verlassenen Bette 
oder dessen Werte entschädigt zu werden. 

§41 1 .  Das Erdreich, welches ein Gewässer unmerkl ich an ein Ufer anspült, gehört dem 
Eigentümer des Ufers. 

§412.  Wird aber ein merkl icher Erdteil durch die Gewalt des Flusses an ein fremdes Ufer 
gelegt; so verl iert der vorige Besitzer sein Eigentumsrecht darauf nur in dem Falle, wenn er es i n  
ei ner Jahresfrist n icht ausübt. 

§ 41 3. Jeder Grundbesitzer ist befugt, sein Ufer gegen das Ausre ißen des Fl usses zu 
befestigen. Al le in n iemand darf solche Werke oder Pflanzungen an legen, d ie  den ordentl ichen 
Lauf des Flusses verändern, oder die der Schiffahrt, den Müh len, der Fischerei oder anderen 
fremden Rechten nachtei l ig  werden kön nten. Überhaupt können ähnl iche Anlagen nur mit 
Erlaubnis der pol itischen Behörde gemacht werden. 

Anhang W 

Auszug aus dem Wasserrechtsgesetz in der Fassung der Wasserrechtsgesetz-Novelle 1 990 

§ 1 .  Einte i lung der Gewässer 

Die Gewässer s ind entweder öffentliche oder private; jene bi lden einen Tei l  des öffentl ichen Gu­
tes (§287 ABG B). 

§ 2. Öffentl iche Gewässer 

(1 ) Öffent l iche Gewässer sind: 

a) die i m  Anhang A zu d iesem Bundesgesetze namentlich aufgezählten Ströme, Flüsse, 
Bäche und Seen mit al len ihren Armen, Seitenkanälen und Verzweigungen; 

b) Gewässer, die schon vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes an läßlich der Ertei lung 
e iner  wasserwirtschaft l ichen Bewi l l igung als öffentliche behandelt wurden, von der 
betreffenden Stelle angefangen; 

c) alle übrigen Gewässer, sofern sie nicht i n  diesem Bundesgesetz ausdrücklich als Privat­
gewässer bezeichnet werden. 
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(2) I nsoweit für die im Abs. 1 genannten Gewässer ein besonderer, vor dem J ahre 1 870 ent­
standender Privatrechtstitel nachgewiesen wird, sind diese Gewässer als Privatgewässer 
anzusehen. Das Eigentum an den Ufergrundstücken oder dem Bette des Gewässers bi ldet keinen 
solchen Privatrechtstitel. 

(3) Durch die zu anderen als Verbrauchszwecken bewi l l igte Ableitung aus einem öffent­
l ichen Gewässer verliert der abgeleitete Teil seine Eigenschaft als öffentl iches Gewässer n icht. 

(4) Öffent l iche Gewässer behalten d iese rechtliche Eigenschaft auch i n  i h ren unter­
i rd ischen Strecken sowie auch dann, wenn ihr  Bett n icht ständig Wasser enthält. 

§3. Privatgewässer 

(1 ) Außer den im §2 Abs. 2 bezeichneten Gewässern sind folgende Gewässer Privat­
gewässer und gehören, wenn n icht von anderen erworbene Rechte vorliegen, dem Grundeigen­
tümer: 

a) das in  einem Grundstück enthaltene unterirdische Wasser (Grundwasser) und das aus 
einem Grundstück zutage quellende Wasser; 

b) die sich auf ei nem Grundstück aus atmosphärischen N iederschlägen ansammelnden 
Wässer; 

c) das in Brunnen, Zisternen, Teichen oder anderen Behältern enthaltene und das i n  
Kanälen, Röhren usw. f ü r  Verbrauchszwecke abgeleitete Wasser; 
ferner, soweit n icht die Bestimmungen des §2 Abs. 1 l it. a und b entgegenstehen; 

d) Seen, die nicht von einem öffentlichen Gewässer gespeist oder durchflossen werden; 
e) die Abflüsse aus den vorgenannten Gewässern bis zu ihrer Vere in igung mit einem 

öffentl ichen Gewässer. 

(2) Für d ie  dem Salzmonopol unterliegenden Salzquel len, für die zum Bergregal gehörenden 
Zementwässer und für die Grubenwässer gelten die bezügl ichen besonderen gesetzl ichen 
Bestimmungen. 

(3) Die im Abs. 1 l it. d und e genannten Privatgewässer sind, insofern n i chts anderes nach­
gewiesen wird, als Zugehör der Grundstücke zu betrachten, auf oder zwischen denen sie sich 
befinden, und zwar nach Maßgabe der Uferlänge ei nes jeden Grundstückes. 

§ 4. Öffentliches Wassergut 

(1) Wasserführende und verlassene Bette öffentlicher Gewässer sowie deren Hochwasser­
abflußgebiete (§38) sind öffentliches Wassergut, wenn der Bund als Eigentümer in den öffent­
l ichen Büchern eingetragen ist. Sie gelten aber bis zum Beweis des Gegenteils auch dann 
als öffentl iches Wassergut, wenn sie wegen ihrer Eigenschaft als öffentl iches Gut in  kein 
öffentliches Buch aufgenommen sind oder in  den öffentl ichen Büchern i h re Eigenschaft als 
öffentliches Gut zwar ersichtl ich gemacht (§ 1 2  des Allgemeinen Grundbuchsan legungs­
gesetzes, BGBI .  Nr. 2/1 930), aber kein Eigentümer eingetragen ist. 

(2) Öffentl iches Wassergut dient unter Bedachtnahme auf den Gemeingebrauch (§8) insbe-
sondere 

a) der Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit der Gewässer, 
b) dem Schutz ufernaher Grundwasservorkommen, 
c) dem Rückhalt und der Abfuhr von Hochwasser, Geschiebe und Eis, 
d) der I n standhaltung der Gewässer sowie der Errichtung und I nstandhaltung von Wasser­

bauten und gewässerkundl icher Einrichtungen, 
e) der Erholung der Bevölkerung. 

(3) Eisenbahngrundstücke sowie Grundstücke, die zu einer öffentl ichen Straßen- oder 
Wegeanlage gehören oder in der Verwaltung eines Bundesbetriebes stehen, zählen n icht zum 
öffentl ichen Wassergut. 

(4) Wasserführende und verlassene Bette öffentl icher Gewässer sowie deren Hochwasser­
abflußgebiet (§ 38), die den in Abs. 2 genannten Zwecken d ien l ich sein können, werden öffent­
l iches Wassergut, sobald der Bund Eigentum an diesen Flächen erwirbt; dies gi l t  nicht für Grund­
stücke nach Abs. 3. 
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(5) Das Eigentum an I nseln, die in einem Gewässerbett entstehen, das zum öffentlichen 
Wassergut gehört, ist dem Bund auch dann vorbehalten, wenn die Insel nicht i n  ei nem schiff­
baren Fluß (§407 ABGB) entsteht. 

(6) Durch Ersitzung kan n das Eigentum oder ein anderes d ing l iches Recht am öffentl ichen 
Wassergut n icht mehr erworben werden. 

(7) § 12 Abs. 2 des Al lgemeinen Grundbuchsan legungsgesetzes bleibt unberührt. 
(8) Bei den zum öffentl ichen Wassergut gehörenden Liegenschaften ist unbeschadet der 

für die Veräußerung oder Belastung von unbewegl ichem Bundesvermögen geltenden Vor­
schriften bei sonstiger N ichtigkeit des Rechtsaktes 

zulässig. 

die Übertrag ung des Eigentums erst nach bescheidmäßlger Feststel lung der dauern­
den Entbehrlichkeit für die mit der Widmung als öffentl iches Wassergut verbundenen 
Zwecke (Ausscheidung), 
d ie  Ei nräumung ei nes anderen d ing l ichen Rechtes erst nach bescheidmäßiger Fest­
stel lung, daß h iedurch kei ne Beeinträchtigung der Widmungszwecke (Abs. 2) ei ntritt, 

(9) Feststel l ungsbescheide nach Abs. 8 sind vom Landeshauptmann zu erlassen. Parteien 
sind der Bund sowie derjenige, der einen Rechtstitel für den Erwerb der beanspruchten Liegen­
schaft besitzt. 

(1 0) Für wasserführende und verlassene Bette öffent l icher Gewässer sowie deren Hoch­
wasserabflußgebiet (§38), die den i n  Abs. 2 genannten Zwecken d ienl ich sein können, aber nach 
Abs. 3 verwaltet werden, gelten die Abs. 6, 8 und 9 sin ngemäß. 


